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neu hinzugekommenen Kurzportraits zur wirt-
schaftlichen Situation, zu Haushalten und Fa-
milien, zu Migration und Asyl, zum lebens-
langen Lernen sowie zu Arbeitslosenhaushal-
ten und Niedrigeinkommen stellen sinnvolle
Ergänzungen der bereits vorhandenen Portraits
dar. Zudem fällt auch die neu eingeführte Zu-
sammenfassung der Indikatoren zu den schon
erwähnten Lebensbereichen (wie Wirtschaft,
Demographie, Erziehung etc.) positiv auf.
Nicht genau nachvollziehbar ist allerdings,
warum die Gliederung des sonst vorbildhaf-
ten Datenanhangs dieser systematischen An-
ordnung der Indikatoren im Textteil des Be-
richts nur teilweise entspricht.
Allgemein ist beim Vergleich mit dem letzten
Sozialbericht aus dem Jahr 2000 insbesonde-
re der Rückgriff auf aktuellere Daten und die
Ausweitung der Datenbasis zu begrüßen. Wur-
de dort teilweise auf das European Communi-
ty Household Panel von 1994 zurückgegrif-
fen, so wird nun ausschließlich die neuere Pa-
nelwelle von 1996 verwendet. Zusätzlich fin-
den sich Daten aus verschiedenen aktuellen
Eurobarometer-Erhebungen, so dass die Da-
tenbasis insgesamt den Grad an Aktualität er-
reicht, den man von einer offiziellen Publika-
tion der EU erwartet.
Im direkten Vergleich mit dem Vorgänger fällt
weiterhin auf, dass die nützlichen Hinter-
grundinformationen diesmal etwas knapper
ausgefallen sind als im ersten Bericht, was das
Verständnis für Leser mit geringen Vorkennt-
nissen möglicherweise erschwert. Allerdings
bietet auch der aktuelle Sozialbericht eine gute
Aufbereitung und Erläuterung der präsentier-
ten Daten.
Insgesamt betrachtet steht der Bericht zur so-
zialen Lage in Europa 2001 gleich in zweifa-
cher Hinsicht für eine begrüßenswerte Ent-
wicklung. Zunächst wird mit der Etablierung
eines solchen regelmäßig erscheinenden In-
struments der Sozialberichterstattung unter-
strichen, dass die Einheit Europas nicht allein
auf wirtschaftliche Aspekte begrenzt bleiben
darf, sondern durch eine Angleichung und kon-
tinuierliche Verbesserung der Lebensverhält-
nisse, insbesondere für benachteiligte gesell-
schaftliche Gruppen, ergänzt werden muss.
Neben dieser politischen Bedeutung überzeugt
er aber auch aufgrund seiner klaren Konzepti-
on und einer gelungenen Darstellung der ak-
tuellen gesellschaftlichen Entwicklungen. Ins-
besondere, wenn man das immer noch geringe
Angebot an europaweit vergleichbaren Daten
zu sozialpolitischen Fragestellungen berück-
sichtigt, liefert das hier zusammengestellte Ma-
terial einen wichtigen Beitrag zur europäischen
Sozialberichterstattung.
European Commission/Eurostat: Beschreibung
der sozialen Lage in Europa 2001. Luxem-
burg: Amt für amtliche Veröffentlichungen
der europäischen Union. ISBN 92-894-
1140-4. Preis € 15,-.
Bernhard Christoph, ZUMA
Tel.: 0621/1246-244
christoph@zuma-mannheim.de
Soziale Sicherheit durch den Sozialstaat?
Einschätzungen zu Rente, Arbeitslosigkeit und Krankheit in Ost- und Westdeutschland
Der Sozialstaat in Deutschland verfolgt das Ziel, den Wohlstand aller Bürgerinnen und
Bürger zu fördern, indem er individuelle Lebensrisiken sozial absichert und die gesell-
schaftliche Teilhabe aller ermöglicht. Er legitimiert sich unter anderem aus einer breiten,
überparteilichen und über die Zeit unverändert hohen Akzeptanz durch die Bevölkerung,
die auch in bisherigen Umfragen nachgewiesen wurde. Allerdings könnte dieser Befund
möglicherweise auch darauf zurückzuführen sein, dass sowohl Einstellungen bezüglich
der Leistungen des Sozialstaats als auch normative Vorstellungen über seine Zuständig-
keit für den Schutz vor Risiken in bestimmten Lebensbereichen in diesen Umfragen nur in
relativ allgemeiner Form erhoben wurden. Vermutlich konnten deshalb Konflikte um die
Aufgaben des Sozialstaates, die aus unterschiedlichen Interessenlagen und Werthaltungen
verschiedener Bevölkerungsgruppen resultieren, in empirischen Untersuchungen bisher
nicht ausreichend berücksichtigt werden. Im Rahmen des „International Social Justice
Project“ (ISJP)1 wurde Ende 2000 eine deutschlandweit repräsentative Umfrage durch-
geführt, in der einige sozialpolitisch relevante Einstellungen differenzierter erhoben wur-
den. Die Ergebnisse zeigen, dass sich Ost- und Westdeutsche in ihren sozialpolitischen
Einstellungen auch noch zehn Jahre nach der Vereinigung deutlich unterscheiden und
dass darüber hinaus auch Einstellungsunterschiede zwischen Bevölkerungsgruppen zu
beobachten sind.
Die gegenwärtige Bundesregierung hat es sich
zur Aufgabe gemacht, weitgehende Reformen
im System der sozialen Sicherung in Angriff
zu nehmen. Die Bereiche Rente, Gesundheit
und Arbeitsmarkt genießen dabei höchste Prio-
rität. Bei den Reformen des Sozialstaates sind
die Sozialwissenschaften mit wissenschaftli-
chen Analysen und Empfehlungen beteiligt.
Allerdings konzentriert sich der wissenschaft-
liche Blick dabei meist nur auf objektive Pro-
blemlagen des Sozialstaates. Subjektive Be-
findlichkeiten, Wahrnehmungen und Einschät-
zungen der Menschen werden dagegen eher
ausgeblendet. Geht man jedoch davon aus, dass
mit der Akzeptanz auch eine politische Legi-
timation des Sozialstaates in seiner spezifi-
schen Gestalt einhergeht, gewinnen subjekti-
ve Bewertungen eine größere Bedeutung. Auch
wenn aufgrund zunehmender Zwänge der in-
ternationalen Politikvernetzung (etwa auf eu-
ropäischer Ebene) die Rolle der subjektiven
Unterstützung durch die Bevölkerung als Le-
gitimationsgrundlage im politischen Prozess
an Bedeutung zu verlieren scheint, bleibt sie
dennoch im Rahmen der sozialen Integration
einer Gesellschaft wichtig (Kaufmann 1997:
148). Diese wird am ehesten unter der Bedin-
gung eines weitgehenden sozialpolitischen
Konsenses der Bevölkerung erreicht. Sozial-
wissenschaftliche Analysen haben diesen
grundlegenden Konsens in Deutschland auch
mehrfach bestätigt (z.B. Roller 1992, 1997).
Dennoch ist zu beachten, dass auch ein Zu-
sammenhang von sozialpolitischen Einstellun-
gen und sozialstrukturellen Interessenlagen
sowie Werthaltungen besteht, der diesem Kon-
sens entgegenstehen kann (z.B. Gangl 1997).
Deshalb ist es von Interesse, Einstellungen
zum Sozialstaat nach Bevölkerungsgruppen
differenziert zu betrachten, da sich letztere
sowohl aufgrund ihrer unterschiedlichen so-
zialpolitischen Interessen und Werthaltungen
als auch hinsichtlich ihrer Ansprüche an den
Sozialstaat stark unterscheiden können. Dem
Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschen
sollte dabei besondere Aufmerksamkeit zu-
kommen. Zudem sollten Einstellungen ent-
sprechend den einzelnen Teilbereichen des
Sozialstaats (z.B. getrennt nach verschiedenen
Systemen sozialer Sicherung) analysiert wer-
den (Ullrich 2000). Und schließlich wäre zwi-
schen verschiedenen Einstellungsdimensionen
(d.h. zwischen inhaltlichen Aspekten der Ein-
stellung zum Sozialstaat, wie z.B. Einschät-
zung der eigenen Absicherung, präferierten
Zielen des Sozialstaats oder dem gewünsch-
ten Verhältnis zwischen Eigen- und Solidar-
verantwortung) zu differenzieren.
Um derartige Analysen zu ermöglichen wur-
den Ende 2000 im Rahmen des „International
Social Justice Project“ (ISJP) auch Daten zu
sozialpolitisch relevanten Einstellungen ge-
trennt nach unterschiedlichen Bereichen der
sozialen Sicherung erhoben. Dabei wurden
insgesamt 3215 Personen befragt, davon 1324
in den neuen und 1891 in den alten Bundes-
ländern. Der vorliegende Beitrag, der auf die-
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Tabelle 1: Wie gut fühlen sich Bevölkerungsgruppen durch den Sozialstaat abgesichert?
                 (Anteil „schlecht“ und „sehr schlecht“)
            Bei Krankheit          Im Rentenalter    Bei Arbeitslosigkeit
West Ost West Ost West Ost
(%) (%) (%) (%) (%) (%)
Insgesamt 24 22 39 35 34 51
Geschlecht
Frauen 26 24 42 37 35 54
Männer 22 20 37 33 32 48
Alter
18 - 34 Jahre 21 19 57 63 34 45
35 - 59 Jahre 28 25 46 45 38 56
Über 60 Jahre 22 19 20 16 26 46
Einkommenslage*
Oberstes Quintil 19 12 35 26 32 33
Unterstes Quintil 33 35 50 55 45 63
Erwerbsstatus
Erwerbstätige 24 18 49 46 35 46
Arbeitslose 42 30 62 56 50 62
Rentner/innen 22 21 21 16 - -
Datenbasis: ISJP 2000
* Bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen (siehe Anmerkung 2)
5134
3539
2224
100 75 50 25 0 25 50 75 100
Bei Krankheit
Im Rentenalter
Bei Arbeits-
losigkeit
Westdeutschland Ostdeutschland
Prozent
Graphik 1: Wie gut fühlen sich Ost- und Westdeutsche durch den Sozialstaat abgesi-
chert? (Anteil „schlecht“ und „sehr schlecht“)
Datenbasis: ISJP 2000
sen Daten basiert, konzentriert sich auf Ein-
schätzungen in Bezug auf die Risikolagen
Krankheit, Rente und Arbeitslosigkeit. Dabei
werden unterschiedliche Indikatoren für die
Leistungsfähigkeit des Sozialstaats verwendet,
nämlich die Bewertung der eigenen Absiche-
rung, die Sorgen der Menschen und die Fra-
ge, wer die Verantwortung für die Absiche-
rung gegen bestimmte Lebensrisiken überneh-
men sollte.
Schwächen der sozialstaatlichen
Absicherung
Im Zuge der deutschen Einheit ist es zu einer
Integration der ostdeutschen Bevölkerung in
das westdeutsche System der sozialen Siche-
rung gekommen. Von daher lässt sich die Fra-
ge stellen, inwieweit sich Ost- und Westdeut-
sche auch zehn Jahre nach der Einheit noch
hinsichtlich der Einschätzung der persönlichen
Absicherung in Risikolagen unterscheiden.
Graphik 1 zeigt die Anteile der Ost- und West-
deutschen, die sich bei Krankheit, im Renten-
alter und bei Arbeitslosigkeit schlecht oder
sehr schlecht durch den Sozialstaat abgesichert
fühlen. Wie aufgrund der Angleichung der
sozialstaatlichen Institutionen zu erwarten war,
zeigen sich bei der Sicherung im Rentenalter
und bei Krankheit nur geringe Ost-West-Un-
terschiede. Die Absicherung bei Krankheit
wird in beiden Landesteilen jeweils nur von
knapp einem Viertel der Befragten als schlecht
angesehen. Im Falle der Alterssicherung, bei
der 35% der Ostdeutschen und fast 40% der
Westdeutschen eine ungenügende Absiche-
rung beklagen, ist der entsprechende Anteil
hingegen deutlich höher. Ostdeutsche fühlen
sich hier sogar vergleichsweise besser abge-
sichert.
Im Falle der Arbeitslosigkeit gehen die Be-
wertungen von West- und Ostdeutschen da-
gegen deutlich auseinander. Während gut die
Hälfte der ostdeutschen Bevölkerung eine
schlechte und sehr schlechte Absicherung be-
klagt, sind es bei den Westdeutschen nur 34%
und damit sogar weniger als im Falle des Ren-
tenalters. Damit fühlen sich Westdeutsche im
Alter und Ostdeutsche bei Arbeitslosigkeit am
schlechtesten abgesichert. In diesen Einschät-
zungen spiegelt sich auch das Niveau der Ar-
beitslosenzahlen, die, obwohl Arbeitslosigkeit
in beiden Landesteilen ein Problem ist, im
Osten (mit 16% im Okt./Nov. 2000) weitaus
höher sind als im Westen (7%; BPA 2000).
Möglicherweise hat aber auch die Rentendis-
kussion Ende des letzten Jahres dazu beige-
tragen, Westdeutsche stärker hinsichtlich ih-
rer unzureichenden Absicherung in diesem
Bereich zu sensibilisieren.
Wenn Befragte bei der Beurteilung der Absi-
cherung durch den Sozialstaat eigene Aufwen-
dungen und sozialstaatliche Gegenleistungen
ins Verhältnis setzen, wäre zu vermuten, dass
sich auch Unterschiede in der Einschätzung
zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen er-
geben (vgl. Tabelle 1). So zeigt sich, dass sich
vor allem Befragte im mittleren Lebensalter
bei Krankheit und bei Arbeitslosigkeit schlech-
ter abgesichert fühlen als jüngere und ältere.
Dies könnte dahingehend interpretiert werden,
dass dieser Personengruppe die Hauptlast der
Aufwendungen aufgebürdet wird, ohne dass
Leistungen im selben Umfang in Anspruch
genommen werden. Bei der Absicherung im
Rentenalter wird dies möglicherweise zusätz-
lich durch den Generationenkonflikt überla-
gert: Während sich 57% der 18- bis 34-Jähri-
gen in Westdeutschland und 63% dieser Al-
tersgruppe in Ostdeutschland im Rentenalter
schlecht abgesichert fühlen, sinkt der Anteil
in beiden Landesteilen mit zunehmendem Al-
ter deutlich ab. Offensichtlich gehen Jüngere
von einer schlechteren Absicherung im Ren-
tenalter aus, da sie jetzt und in Zukunft mehr
zur Rentenversicherung beitragen ohne die
Aussicht auf eine entsprechende Gegenlei-
stung zu haben, wenn sie später eine eigene
Rente beziehen.
Zu erwarten ist weiterhin, dass die Einschät-
zung der eigenen Absicherung in verschiede-
nen Lebensbereichen vom sozioökonomischen
Status der Befragten abhängt. Menschen in den
oberen Einkommenslagen fühlen sich vermut-
lich besser abgesichert als solche in den unte-
ren, da sie eher in der Lage sind, einen eige-
nen Beitrag zu ihrer Absicherung zu leisten.
Dies spiegelt sich auch in den Einschätzun-
gen der Befragten wider. Bemerkenswert er-
scheint dabei, dass Ostdeutsche im obersten
Einkommensquintil2 ihre Absicherung bei
Krankheit und im Rentenalter positiver bewer-
ten als die entsprechende westdeutsche Bevöl-
kerungsgruppe. Bei der Arbeitslosigkeit wird
dieser Effekt in den Bewertungen anscheinend
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durch das generell höhere Arbeitslosigkeitsri-
siko in Ostdeutschland kompensiert, so dass
sich die oberen Einkommenslagen in Ost und
West nicht unterscheiden. Im Gegensatz dazu
empfinden fast zwei Drittel der ostdeutschen
Befragten im untersten Einkommensquintil
ihre Absicherung bei Arbeitslosigkeit als un-
zureichend - ein Wert, der deutlich über dem
der entsprechenden Bevölkerungsgruppe in
Westdeutschland liegt. Betrachtet man die Un-
terschiede zwischen den Einkommensquinti-
len innerhalb der beiden Landesteile, so fällt
auf, dass sie in Ostdeutschland in allen Berei-
chen stärker ausgeprägt sind als im Westen.
Große Sorgen in Ost und West um Rente und
Arbeitslosigkeit
Tabelle 2 zeigt die Anteile der Bevölkerung in
Ost- und Westdeutschland, die sich oft und sehr
oft Sorgen im Bereich der Rente und des Ar-
beitsmarktes machen. Dabei werden gesamt-
gesellschaftliche und auf die eigene Person
bezogene Sorgen unterschieden. Mit Ausnah-
me der Sicherheit der Renten machen sich
Ostdeutsche deutlich mehr Sorgen als West-
deutsche. Dabei fallen die Unterschiede in
Bezug auf die eigene Arbeitsplatzsicherheit
und die Entwicklung der Arbeitslosigkeit deut-
lich höher aus als bei der eigenen Versorgung
im Rentenalter. Fast die Hälfte der Ostdeut-
schen sorgt sich zudem um den eigenen Ar-
beitsplatz und sogar mehr als zwei Drittel um
die Entwicklung der Arbeitslosigkeit. Bei al-
len diesen Punkten spielt sicherlich auch eine
Rolle, dass sich die Ostdeutschen vielerorts mit
einer schlechteren wirtschaftlichen Lage kon-
frontiert sehen als die Bevölkerung West-
deutschlands.
Die jeweils auf die eigene Person bezogenen
Sorgen sind in den meisten Fällen geringer als
die in Hinblick auf die gesamtgesellschaftli-
che Entwicklung. Dies verwundert nicht, da
nicht alle Personen von den entsprechenden
Risikolagen unmittelbar betroffen sind. Be-
merkenswert scheint jedoch, dass sich Ost- und
Westdeutsche bei der Einschätzung der Sicher-
heit der eigenen Renten nur wenig und hin-
sichtlich ihrer Bewertung der gesamtgesell-
schaftlichen Sicherheit der Renten überhaupt
nicht unterscheiden. Ein möglicher Grund da-
für ist, dass im Rahmen der Eingliederung der
ostdeutschen Bundesländer in das westdeut-
sche Rentensystem das Rentenniveau in Ost-
deutschland dem Westdeutschlands weitge-
hend angeglichen wurde (Roller 1997).
Auch zwischen einzelnen Bevölkerungsgrup-
pen ergeben sich bemerkenswerte Unterschie-
de. Diese können aus der spezifischen sozia-
len Lage der Befragten und ihrer Betroffen-
heit von Lebensrisiken erklärt werden. Im all-
gemeinen machen sich Frauen deutlich mehr
Sorgen als Männer. Im innerdeutschen Ver-
gleich sind die Ängste der ostdeutschen Frau-
en hinsichtlich der eigenen Rente und der Ar-
beitsplatzsicherheit deutlich höher als die der
westdeutschen. Hier spielt wahrscheinlich so-
wohl die stärkere Erwerbsorientierung der ost-
deutschen Frauen eine Rolle als auch ihre seit
der Einheit im Vergleich zu Männern deutlich
schlechtere Position auf dem engen ostdeut-
schen Arbeitsmarkt. Jüngere Personen sind
weniger als ältere besorgt, wenn es um die ei-
gene Versorgung im Rentenalter und um die
Sicherheit der Renten geht. Hier muss noch
einmal darauf hingewiesen werden, dass die
Absicherung im Rentenalter von den Jünge-
ren zwar als schlechter eingeschätzt wird (vgl.
Tabelle 1), dass sie sich aber aufgrund der zeit-
lichen Ferne zum Rentenalter nicht unmittel-
bar betroffen fühlen. Dagegen sorgen sich Jün-
gere stärker um die Sicherheit des eigenen Ar-
beitsplatzes, jedoch weniger um die Entwick-
lung der gesamtgesellschaftlichen Arbeitslo-
sigkeit.
Befragte mit höherem Einkommen machen
sich generell weniger Sorgen, da sie aufgrund
ihres Wohlstandes gut abgesichert sind und
auch leichter private Sicherungssysteme in
Anspruch nehmen können. So zeigen die Er-
gebnisse auch, dass die Sicherheit der eigenen
Rente und des eigenen Arbeitsplatzes für Per-
sonen in den oberen Einkommenslagen ein
wesentlich geringeres Problem darstellt als für
Einkommensschwache. In Bezug auf die ge-
samtgesellschaftliche Situation sind die Struk-
tureffekte des Einkommens in Ost und West
dagegen uneinheitlich. So sorgen sich Ostdeut-
sche in oberen Einkommenslagen deutlich stär-
ker um die Sicherheit der Renten, während die
Bezieher kleinerer Einkommen in Ostdeutsch-
land eher über die Entwicklung der Arbeitslo-
sigkeit besorgt sind.
Zusammenfassend wird also deutlich, dass die-
jenigen Bevölkerungsgruppen, die am stärk-
sten auf die Absicherung durch den Sozialstaat
in den jeweiligen Bereichen angewiesen sind,
sich deutlich mehr Sorgen machen als solche,
die auf ihren eigenen Wohlstand zurückgrei-
fen können oder in der Lage sind, auf andere
Sicherungssysteme bzw. den privaten Versi-
cherungsmarkt auszuweichen.
Staat für die Absicherung in Risikolagen in
der Verantwortung
Nachdem die wahrgenommene Leistungsfä-
higkeit des Sozialstaates anhand der Einschät-
zung der eigenen Absicherung und der Sor-
gen, die sich Menschen in Risikolagen ma-
chen, dargestellt wurde, stellt sich nun die Fra-
ge nach der Zuständigkeit bzw. Verantwort-
lichkeit für die soziale Absicherung. Die be-
fragten Personen sollten sich dabei zwischen
zwei alternativen „Verantwortlichen“ entschei-
den, entweder dem Staat oder den Betroffe-
nen selbst. In der Bundesrepublik gilt in den
hier betrachteten Bereichen in der Regel der
Staat als der Hauptverantwortliche. Dies wur-
de durch entsprechende Einschätzungen der
Bevölkerung wiederholt bestätigt (z.B. Rol-
ler 1992). Doch eine aktivierende Sozialpoli-
tik, wie sie in letzter Zeit verstärkt gefordert
wird, mutet den von Risiken betroffenen In-
dividuen ein stärkeres Eigenengagement zu.
Wie aber stehen die potentiell Betroffenen zu
dieser Ausweitung der Eigenverantwortung für
die soziale Absicherung? Sollte nach Meinung
der Befragten hauptsächlich der Staat oder
sollten die Betroffenen selbst verantwortlich
für die Vorsorge im Krankheitsfall, hinsicht-
lich der Renten und der Absicherung bei Ar-
beitslosigkeit sein?3
In beiden Teilen Deutschlands gibt es eine
deutliche Mehrheit in der Bevölkerung, die
dem Staat in allen drei Bereichen die Verant-
wortung zuschreibt (vgl. Graphik 2). Dieses
Tabelle 2: Sorgen über die eigene Situation und die Gesellschaft (Anteil:
   „oft“ und „sehr oft“)
Eigene Versorgung Sicherheit der Sicherheit des Entwicklung der
im Rentenalter Renten Arbeitsplatzes Arbeitslosigkeit
West Ost West Ost West Ost West Ost
(%) (%) (%) (%) (%) (%) (%) (%)
Insgesamt 39 45 57 57 30 47 48 70
Geschlecht
Frauen 41 51 59 58 31 51 48 70
Männer 37 40 55 57 29 45 49 70
Alter
18 - 34 Jahre 35 34 43 33 35 49 48 59
35 - 59 Jahre 42 51 61 59 29 48 54 74
Über 60 Jahre - - 61 66 - - 41 71
Einkommenslage*
Oberstes Quintil 33 36 53 64 20 35 51 63
Unterstes Quintil 40 52 56 49 44 48 51 74
Erwerbsstatus
Erwerbstätige 40 41 54 52 30 45 50 66
Arbeitslose 54 64 53 57 - - 71 82
Rentner/innen - - 63 66 - - 42 72
Datenbasis: ISJP 2000
* Bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen (siehe Anmerkung 2)
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Resultat lässt sich aufgrund der Differenzie-
rung der Fragestellung nach verschiedenen so-
zialstaatlichen Sicherungsfeldern weiter prä-
zisieren. So sehen die Befragten noch am ehe-
sten im Bereich der Rente die Möglichkeit ei-
ner Eigenverantwortlichkeit der Betroffenen,
wenngleich auch hier in beiden Landesteilen
eine deutliche Mehrheit (65% in Westdeutsch-
land und 80% in Ostdeutschland) den Staat als
Hauptverantwortlichen sieht. Das gilt vor al-
lem in Bezug auf die Arbeitslosigkeit: 80% der
Westdeutschen und 93% der Ostdeutschen
machen den Staat für die finanzielle Absiche-
rung bei Arbeitslosigkeit verantwortlich. Die
Zustimmung zur Zuständigkeit des Staates ist
in allen drei Sicherungsbereichen so überwäl-
tigend, dass Reformmaßnahmen, die eine Stär-
kung der Eigenverantwortlichkeit der Men-
schen vorsehen, gut begründet sein müssen,
wenn sie Erfolg haben sollen.
Besonders auffällig erweist sich der Ost-West-
Unterschied: Ostdeutsche sehen den Staat viel
stärker in der sozialpolitischen Pflicht als West-
deutsche. Dies mag immer noch mit der ehe-
maligen sozialistischen Tradition der DDR-Zeit
zusammenhängen, in der dem Staat die zentra-
le Rolle in allen gesellschaftspolitischen Belan-
gen zugesprochen wurde. Ein weiterer eher ge-
genwartsbezogener Grund könnte darin liegen,
dass Ostdeutsche generell stärker als Westdeut-
sche von der sozialstaatlichen Absicherung ab-
hängig sind (Mau 1998). Auch verfügen sie in
weit geringerem Umfang über Ressourcen (z.B.
private Vorsorge, angesparte Mittel etc.), die ih-
nen eine Kompensation unzureichender Absi-
cherung durch den Sozialstaat ermöglichen wür-
den. Inwieweit die starke Zustimmung zur
Staatsverantwortung im Bereich der sozialen
Sicherung in Ostdeutschland einer sozialisti-
schen Tradition geschuldet ist oder mit der be-
sonderen Situation nach dem Systemwechsel zu-
sammenhängt, kann an dieser Stelle nicht ein-
deutig beantwortet werden.
Können oder wollen Arbeitslose nicht
arbeiten?
Aus den bisherigen Analysen wurde deutlich,
dass Arbeitslosigkeit vor allem von den Be-
fragten in Ostdeutschland als das zentrale so-
zialpolitische Problem angesehen wird. So sind
95% der Ostdeutschen, aber auch 65% der
Westdeutschen der Auffassung, dass in der
Bundesrepublik heute auf die Verwirklichung
des politischen Ziels der Beschäftigungssiche-
rung durch den Staat zu wenig bzw. viel zu
wenig Gewicht gelegt wird (Ergebnisse nicht
ausgewiesen). Aufgrund dieses Befundes
könnte angenommen werden, dass der Staat
aus der Sicht der Bevölkerung in der Pflicht
steht, für den Abbau von Arbeitslosigkeit zu
sorgen. Allerdings kann auch danach gefragt
werden, ob Arbeitslose selbst genug dafür tun,
einen Arbeitsplatz zu finden.
Die jüngste öffentliche Debatte zu diesem The-
ma wurde Anfang April durch Bundeskanzler
Gerhard Schröder mit der Äußerung ausgelöst:
„Wer arbeiten kann, aber nicht will, kann nicht
mit Solidarität rechnen. Es gibt kein Recht auf
Faulheit in unserer Gesellschaft“. Dem Kanz-
ler wurde vorgeworfen, mit seiner Äußerung
Arbeitslose indirekt als Nutznießer des Sozi-
alstaats anzuprangern und damit Vorurteile
über den Missbrauch von Sozialleistungen zu
bedienen.
Insgesamt ist diese Debatte im Wesentlichen
durch zwei oftmals nicht ausreichend ausein-
ander gehaltene Fragestellungen geprägt: Zum
einen geht es um die Behauptung, dass Arbeits-
lose nicht arbeiten wollen, obwohl sie leicht
einen Arbeitsplatz finden könnten. Zum ande-
ren wird die Frage aufgeworfen, ob Arbeitslo-
se nur dann soziale Unterstützung erhalten soll-
ten, wenn sie z.B. durch gemeinnützige Arbeit
eine Gegenleistung für diese Unterstützung
erbringen.
Befragt man die Bevölkerung zunächst hin-
sichtlich ihrer Zustimmung zu der Aussage:
„Hier bei uns könnten die meisten Arbeitslo-
sen einen Arbeitsplatz finden, wenn sie nur
wirklich wollten.“, zeigt sich, dass dem zwar
fast zwei Drittel der Westdeutschen (63%),
aber nur ein Drittel der Ostdeutschen (32%)
zustimmen (vgl. Graphik 3). Insgesamt gese-
hen scheint Arbeitslosigkeit damit im Westen
eher als selbst verschuldet angesehen zu wer-
den. Denn da die Arbeitslosen aus der Sicht
der Mehrheit der Westdeutschen leicht eine
Anstellung finden könnten, muss der Grund
für ihre Arbeitslosigkeit darin liegen, dass sie
nicht arbeiten wollen. Dagegen scheint Ar-
beitslosigkeit in Ostdeutschland stärker als ge-
samtgesellschaftlich zu verantwortendes,
strukturelles Problem wahrgenommen zu wer-
den, das nicht den Arbeitslosen selbst ange-
rechnet werden kann.
Da bei der Antwort auf diese Frage vermut-
lich auch politische Überzeugungen eine Rol-
le spielen, ist der Zusammenhang mit den po-
litischen Orientierungen der Befragten von In-
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teresse. Untersucht man dies anhand der Wahl-
absicht, so zeigt sich, dass im Westen eher die
Anhänger der Konservativen und der FDP der
Meinung sind, dass Arbeitslose zwar arbeiten
könnten, aber nicht wollten. Im Osten dage-
gen ist der Anteil derjenigen, die dem  zustim-
men, bei den Konservativen und Bündnis 90/
Die Grünen überdurchschnittlich groß. Dass
sich im Vergleich zu anderen Strukturmerk-
malen deutlichere Unterschiede in der Zustim-
mung zwischen den einzelnen Parteien erge-
ben, zeigt, dass die Frage der Zurechenbar-
keit von Arbeitslosigkeit (selbst oder fremd
verschuldet) wesentlich durch ideologische
Werthaltungen geprägt ist.
Mehrheit für gemeinnützige Arbeit von
Arbeitslosen
Bei der Frage, inwieweit mit einer staatlichen
Unterstützung bei Arbeitslosigkeit auch eine
entsprechende Pflicht der Arbeitslosen zu ge-
meinnütziger Arbeit (Bürgerarbeit) einherge-
hen soll, zeigt sich, dass dem eine Mehrheit
der Bevölkerung in beiden Landesteilen zu-
stimmt (Graphik 4). Allerdings fällt die Zu-
stimmung der Westdeutschen (69%) auch in
diesem Fall deutlich stärker aus als die der Ost-
deutschen (55%). Der Blick auf die politische
Orientierung der Befragten zeigt, dass eine
Koppelung von Arbeitslosenunterstützung und
gemeinnütziger Arbeit im Westen wieder stär-
ker bei den Anhängern der Konservativen und
der FDP, im Osten dagegen von den Konser-
vativen und Bündnis 90/Die Grünen befürwor-
tet wird. Die Pflicht zur Bürgerarbeit lehnen
lediglich die ostdeutschen Anhänger der PDS
mehrheitlich ab. Im Gegensatz zu der Positi-
on, die Arbeitslosen könnten ja arbeiten, wenn
sie nur wollten, würde demnach eine stärker
leistungsbezogene Unterstützung von Arbeits-
losen von den Anhängern fast aller Parteien
unterstützt.
Die vorgestellten Ergebnisse legen nahe, dass
es sinnvoll ist, unterschiedliche Indikatoren zu
betrachten, wenn die Leistungsfähigkeit und
Akzeptanz des Sozialstaats durch die Bevöl-
kerung untersucht werden soll. Dabei ist auch
die Differenzierung nach unterschiedlichen
Bereichen des Sicherungssystems hilfreich,
mit der beispielsweise gezeigt werden konn-
te, dass Westdeutsche sozialstaatliche Defizi-
te stärker im Bereich der Rentenversorgung
und Ostdeutsche stärker im Bereich des Ar-
beitsmarktes wahrnehmen. Aber auch gene-
rell konnte anhand der Ergebnisse veranschau-
licht werden, dass Ost- und Westdeutsche ihre
soziale Absicherung als unterschiedlich gut
wahrnehmen, hinsichtlich der Sorgen in den
sozialpolitischen Bereichen Rente und Ar-
beitslosigkeit voneinander abweichen und der
sozialpolitischen Verantwortung des Staates
eine andere Bedeutung beimessen. Die teil-
weise ganz erheblichen Einstellungsdifferen-
zen in beiden Landesteilen deuten auf ein Fort-
bestehen der unterschiedlichen Erwartungen
an den Sozialstaat in Ost- und Westdeutsch-
land hin. Mit einer Angleichung der sozial-
staatlichen Institutionen ist nicht automatisch
auch eine Angleichung der Einstellungen der
Bevölkerung einhergegangen. Vielmehr sind
die bestehenden Differenzen ebenso Zeichen
ganz verschiedener objektiver Problemlagen
in Ost und West, auf die der Staat nach An-
sicht der Befragten nur unzureichend eingeht.
Besonders deutlich wird dies bei der Bewer-
tung der Arbeitslosigkeit, die Ostdeutsche als
eher fremd verschuldet und system- bzw. ver-
einigungsbedingt wahrnehmen. Daher wird
eine Lösung dieses Problems auch stärker dem
Staat und weniger der individuellen Verant-
wortung zugerechnet. Doch scheint der Staat
gerade hier aus der Sicht der Menschen zu we-
nig zu tun. Die politisch Verantwortlichen sind
also gut beraten, die im Osten deutlich stärker
formulierte Forderung nach einem sozialpo-
litischen Engagement des Staates ernst zu neh-
men.
1 Am International Social Justice Project
(ISJP) sind 13 westliche und osteuropäi-
sche Länder beteiligt mit dem Ziel,
Gerechtigkeitseinstellungen international
vergleichend zu untersuchen. Der deutsche
Teil des ISJP wird von Prof. Bernd Wegener
geleitet und von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft unter der Kennziffer
WE1019/11-1 gefördert. Weitere Informa-
tionen über das Projekt finden sich im
Internet unter http://www.isjp.de.
2 Die Einkommensquintile wurden auf Ba-
sis des bedarfsgewichteten Haushalts-
nettoeinkommens berechnet. Die Bedarfs-
gewichtung berücksichtigt die Haushalts-
zusammensetzung entsprechend der
Berechnungsweise des Europäischen Sta-
tistischen Amtes (EUROSTAT). Die befrag-
te Person wird mit dem Faktor „1“, jede
weitere erwachsene Person mit dem Fak-
tor „0,5“ und jedes Kind unter 14 Jahren
mit dem Faktor „0,3“ gewichtet.
3 Bei der Beantwortung dieser Frage soll-
ten die Befragten nicht einfach ihre Zustim-
mung oder Ablehnung zur Verantwortung
des Staates äußern, sondern sie mussten
sich zwischen den beiden Antwort-
alternativen: „Wer sollte Ihrer Meinung
nach hauptsächlich ... verantwortlich sein?
Hauptsächlich der Staat oder hauptsäch-
lich die Betroffenen selbst?“ entscheiden.
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